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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Mit Beginn des russischen Angriffskriegs in der Ukraine Ende Februar 2022 und der
Übernahme der EU-Sanktionspakete durch die Schweiz entspann sich innerhalb des
Landes eine Grundsatzdebatte über die Ausgestaltung der Schweizer Neutralität.
Mittendrin in dieser Debatte stand Bundespräsident und Aussenminister Ignazio Cassis.
Zwar sei die Übernahme der EU-Sanktionen «ein einmaliger Schritt der Schweiz»
gewesen, erklärte Cassis den Medienschaffenden Anfang März, doch das
Neutralitätsrecht werde dadurch nicht tangiert. Das war zwar unbestritten, doch im
Ausland wurde diese neue Ausrichtung der «Neutralitätspolitik» vielerorts als Aufgabe
der traditionsreichen Neutralität verstanden. Im Interview mit der NZZ verteidigte der
Aussenminister den Bundesrat gegen den Vorwurf, dass dieser die Sanktionen nur
aufgrund des steigenden internationalen Drucks umgesetzt habe. Dabei gab Bundesrat
Cassis auch einen Einblick in seine Auffassung des Begriffs «Neutralität», wobei er
zwischen Neutralitätsrecht und Neutralitätspolitik unterschied: Für ihn sei das
Neutralitätsrecht völkerrechtlich klar definiert, indem es den Export von Waffen an
kriegsführende Staaten untersage. Bei der Neutralitätspolitik gehe es jedoch darum,
wie die Schweiz ihre Werte wie Freiheit, Demokratie und Völkerrecht unter einer
neutralen Position vereinen könne. Dieser Aushandlungsprozess ergebe von Fall zu Fall
andere Ergebnisse. Für Cassis war klar: «Neutralität heisst nicht Gleichgültigkeit,
sondern dass wir gegenüber anderen Ländern militärisch nicht Partei ergreifen.» Ganz
anders fiel indes die Einschätzung von Alt-Bundesrat Christoph Blocher zur Übernahme
der EU-Sanktionen in der NZZ aus. Er bezichtigte die Schweiz, mit der
Sanktionsübernahme zur Kriegspartei geworden zu sein, da sie als neutraler Staat nicht
Partei ergreifen dürfe. Noch einmal anders äusserte sich ein weiterer SVP-Alt-
Bundesrat – Adolf Ogi. Er argumentierte, dass sich die Schweiz nicht mehr hinter der
Neutralität verstecken könne und klarmachen müsse, «dass wir auf der Seite der
Menschenrechte stehen».

Ende März schickte sich Cassis an, die Missverständnisse in Bezug auf die Schweizer
Neutralität ein für alle Mal aus der Welt zu schaffen und gab innerhalb des EDA einen
Bericht zur Neutralität in Auftrag. Der letzte offizielle Bericht dieser Art stammte aus
dem Jahr 1993, die neue Version sollte noch vor Sommer 2022 veröffentlicht werden. 
Mit dem WEF stand Ende Mai ein aussenpolitisch höchst brisanter Anlass auf dem
Programm. Nicht nur stand der erste Tag des Treffens ganz im Zeichen des
Ukrainekriegs, auch der ukrainische Präsident Wolodymyr Selenskyj nahm mittels einer
Videoansprache daran teil. Bundespräsident Cassis nutzte seine Eröffnungsrede dazu,
der Weltöffentlichkeit die aktuelle Auslegung der Schweizer Neutralitätspolitik zu
erklären. Er bezeichnete die Haltung der Schweiz als «kooperative Neutralität», eine
Wortschöpfung, die gemäss Cassis vermitteln soll, dass sich die Schweiz für
gemeinsame Grundwerte und Friedensbemühungen einsetzt. Für diesen Alleingang
– Cassis erklärte gegenüber den Medien, dass der Begriff «relativ spontan entstanden»
sei – erntete der Aussenminister in den folgenden Tagen Lob und Kritik. Der Tages-
Anzeiger schrieb, dass die Schweiz keine neuen Adjektive brauche, insbesondere weil
Cassis selber eingestanden habe, dass die kooperative Neutralität für die Schweiz
nichts Neues sei. In der NZZ wurde Cassis hingegen dafür gelobt, eine «echte
Diskussion über die Neutralität» lanciert zu haben. SP-Fraktionspräsident Roger
Nordmann (sp, VD) verlangte im Sonntagsblick eine «saubere Auslegeordnung» und eine
klare Unterscheidung zwischen Neutralitätsrecht – die völkerrechtlich festgelegten
Verpflichtungen – und Neutralitätspolitik – die politische Handhabung von Fragen, die
nicht die militärische Neutralität betreffen. Er forderte eine engere Kooperation mit
der EU im Rahmen ihrer Gemeinsamen Aussen- und Sicherheitspolitik. Sein
Parteikollege Fabian Molina (sp, ZH) schlug hingegen vor, den Begriff der «kooperativen
Neutralität» durch eine Kooperation mit den restlichen neutralen Staaten Europas zu
institutionalisieren. 

Der angekündigte Neutralitätsbericht des EDA erschien entgegen den Ankündigungen
von Departementsvorsteher Cassis nicht vor dem Sommer. Im September und Oktober
wurden daher die Parteien aktiv, namentlich die SVP und die SP. Die SP bezog in einem
Anfang September publizierten Positionspapier Stellung zur Auslegung der Schweizer
Neutralität. Darin sprach sie sich für die Weiterführung der Neutralität aus, forderte
aber zugleich ein «Update». Die Partei verlangte unter anderem eine engere
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Zusammenarbeit mit der EU zur Erhaltung der europäischen Souveränität; eine
Reduktion der Auslandsabhängigkeit in der Energieversorgung und bei essenziellen
Gütern; einen proaktiven Kampf gegen globale Oligarchen; ein erhöhtes Engagement für
Friedensförderung, ohne internationalen Bündnissen wie der NATO beizutreten; sowie
restriktive Exportgesetze für militärische Güter. 
Unterstützt durch Christoph Blocher und weitere prominente Parteimitglieder wie
Thomas Aeschi (svp, ZG) und Walter Wobmann (svp, SO) lancierte die neu gegründete
Vereinigung «Pro Schweiz» Mitte Oktober eine Volksinitiative. Diese sollte eine
bewaffnete immerwährende Neutralität in der Verfassung verankern.
Wirtschaftssanktionen und andere Zwangsmassnahmen wie Ausreiseverbote gegen
kriegsführende Staaten wären gemäss Initiativtext verboten. 

Am 6. September zitierte LeTemps aus dem durchgesickerten Entwurf des
Neutralitätsberichts, der dann doch schon im Sommer an die Medien gelangt war. In
diesem würden fünf Varianten einer zeitgemässen Neutralitätskonzeption geprüft.
Cassis habe den Gesamtbundesrat aber bis anhin nicht von seiner Idee der
«kooperativen Neutralität» zu überzeugen vermocht. Einer der Hauptstreitpunkte im
Bundesrat sei gemäss LeTemps die Wiederausfuhr von Kriegsmaterial, das bereits an
andere Länder geliefert wurde. Cassis plädierte dafür, eine Wiederausfuhr unter
bestimmten Auflagen zu bewilligen, was bei den SP- und SVP-Bundesratsmitgliedern auf
Widerstand gestossen sein soll. 
Tags darauf gab der Bundesrat in einer Medienmitteilung bekannt, dass die im
Neutralitätsbericht von 1993 definierte Neutralitätspolitik weiterhin ihre Gültigkeit
behalte. Diese lasse der Schweiz einen «hinreichend grossen Handlungsspielraum», um
auf den Ukraine-Krieg und dessen Folgen zu reagieren. Das habe der Bundesrat bei der
Beratung des Neutralitätsberichts, welcher in Erfüllung des Postulats der APK-SR (Po.
22.3385) erstellt worden sei, beschlossen. Der Bericht sollte gestützt auf die
Aussprache angepasst und im Herbst vom Bundesrat verabschiedet werden. Damit gab
die Regierung auch zu verstehen, dass der Entwurf des Neutralitätsberichts von
Bundespräsident Cassis keine Mehrheit gefunden hatte. Stattdessen wolle sie im
Folgejahr im Rahmen der nächsten aussenpolitischen Strategie eine Auslegeordnung
vornehmen, die auch die Neutralitätspolitik abdecken soll. 
Die Ablehnung der «kooperativen Neutralität» wurde in der Öffentlichkeit als «herbe
Niederlage» (Republik) des Aussenministers wahrgenommen und teilweise mit Häme
bedacht. Die Republik mutmasste, dass der Bundesrat dem Ausland damit signalisieren
wolle, dass sich die Schweizer Neutralität trotz Ukraine-Krieg nicht grundlegend
verändert habe. Zudem versuche man wohl, der Neutralitätsinitiative von Pro Schweiz
keinen Nährboden zu bieten. Nationalrätin Christa Markwalder (fdp, BE) hingegen kam
ihrem Parteikollegen zu Hilfe und kritisierte die fehlende Kollegialität im Gremium. Sie
warf den Bundesratsmitgliedern zudem vor, sich zu verhalten, als ob sich die Welt nicht
verändert habe. 1

Zwischenstaatliche Beziehungen

Ende April 2022, also rund drei Monate nach Beginn des russischen Aggressionskriegs in
der Ukraine, berichteten der SonntagsBlick und verschiedene Tamedia-Zeitungen, dass
die höchste Schweizerin – Nationalratspräsidentin Irène Kälin (gp, AG) – einen
offiziellen Besuch in Kiew plane. Begleitet wurde Kälin von den Nationalratsmitgliedern
Roger Nordmann (sp, VD), Nik Gugger (evp, ZH), Yves Nidegger (svp, GE) und dem
Schweizer Botschafter in der Ukraine, Claude Wild. Die NZZ sprach von einer «Rumpf-
Delegation», da wichtige Parlamentarierinnen und Parlamentarier – wie die Präsidenten
der Aussenpolitischen Kommissionen – nicht an der Reise teilnehmen wollten und sich
auch keine Mitglieder der Grünliberalen, der FDP oder der Mitte dafür gefunden hätten.
Gegenüber SRF gab Kälin zu verstehen, dass sie mit dem Besuch der Schweizer
Solidarität Ausdruck verleihen wolle. Sie sei jedoch nicht diejenige, die Aussenpolitik
mache, «dafür müsste Bundespräsident und Aussenminister Cassis vor Ort gehen». In
einem Beitrag für den Blick schrieb Kälin im Vorfeld der Reise, dass ihr die
Entscheidung zu gehen, leicht gefallen sei, da sie es «als Pflicht der höchsten
Schweizerin» erachte, «die Solidarität nach Kiew zu tragen, die ich täglich sehe und
erlebe». Sie habe zudem keine Angst, dass die Ukraine ihren Besuch für
Propagandazwecke missbrauchen werde, stellte sie klar, um den Vorwürfen einzelner
Medienhäuser den Wind aus den Segeln zu nehmen. Der Blick begleitete Kälin während
ihrer ganzen Reise und berichtete ausführlich darüber. Auf dem Reiseprogramm
standen Besuche in den Kiewer Vororten Hostomel und Irpin, die vorübergehend von
Russland besetzt waren, sowie eine Rede vor dem ukrainischen Parlament. Die
angedachte Rede musste aus Sicherheitsgründen jedoch abgesagt werden, dafür kam
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es zu einem kurzen Treffen zwischen Kälin und dem ukrainischen Präsidenten Selenskyj.

Im Nachgang der Ukraine-Reise wurde bekannt, dass das Fedpol der
Nationalratspräsidentin von der Reise abgeraten und ihr keine Zivilpolizisten zur
Verfügung gestellt hatte. Ein Fedpol-Sprecher erklärte, dass die Risikoanalyse ergeben
habe, dass die Bundespolizei weder über die Ausbildung, noch über die Ausrüstung
verfüge, um Personen in einem Kriegsgebiet zu schützen. Irène Kälin brachte für diesen
Entscheid gegenüber BlickTV wenig Verständnis auf. 
Kälin lieferte dem Blick auch einen Rückblick ihres Besuchs, in dem sie unter anderem
Aussenminister Ignazio Cassis dazu aufrief, ebenfalls in die Ukraine zu reisen und sich
mit seinem ukrainischen Gegenüber zu treffen. Die Kritik an ihrem Besuch – unter
anderem wurde ihr in den Medien Selbstprofilierung vorgeworfen – konnte sie nach
eigenen Aussagen nicht nachvollziehen. 2

Am 20. Oktober 2022 reiste Bundespräsident Cassis in die Ukraine, um sich mit
Präsident Selenskyj zu treffen. Die Reise war aufgrund von Sicherheitsbedenken im
Geheimen organisiert worden, trotzdem berichtete der Blick bereits vor Cassis Ankunft
über den Besuch. Das EDA zeigte sich in der Folge äusserst verärgert über diese
Indiskretion. Dadurch sei die Sicherheit der Delegation gefährdet worden, so ein
Sprecher des Departements. Begleitet wurde der Aussenminister von Nationalrätin
Marianne Binder-Keller (mitte, AG) und Ständerat Matthias Zopfi (gp, GL). Es war der
zweite Besuch einer hochrangigen Schweizer Delegation seit dem Kriegsausbruch,
nachdem Nationalratspräsidentin Irène Kälin (gp, AG) im April des gleichen Jahres nach
Kiew gereist war. Für Aussenminister Cassis war es bereits die zweite Amtsreise in die
Ukraine, eine erste hatte er 2021 vorgenommen. Am Treffen nahmen auch der
ukrainische Premierminister Denys Schmyhal und Aussenminister Dmytro Kuleba teil.
Die Gespräche fokussierten auf die aktuelle Kriegssituation, die humanitären
Bedürfnisse der Ukraine sowie die Vorbereitungsarbeiten für den Wiederaufbau- und
Entwicklungsplan des Landes. Im Rahmen der Ukraine Recovery Conference, die im Juli
2022 in Lugano stattgefunden hatte, hatte die Schweiz an der Erarbeitung des
Wiederaufbauplans mitgewirkt. Cassis tauschte sich mit seinem ukrainischen Pendant
Schmyhal über die Umsetzung der an der Konferenz angestossenen Massnahmen aus.
Gegenüber den Medien unterstrich der Bundespräsident die Solidarität der Schweiz mit
der ukrainischen Bevölkerung und kritisierte Russlands Verletzung der territorialen
Integrität der Ukraine. Im Rahmen des Treffens unterzeichneten die beiden Parteien ein
MoU zur digitalen Transformation und zwei Absichtserklärungen zur Zusammenarbeit in
den Bereichen «vermisste Personen» und «Forensik». 
In der Schweiz wurde die Amtsreise von Cassis insgesamt positiv aufgenommen. APK-
NR-Präsident Franz Grüter (svp, LU) erachtete den Besuch als ein gutes Zeichen, stellte
aber die Frage in den Raum, «was er damit erreichen will». Ein Schutzmachtmandat der
Schweiz zwischen der Ukraine und Russland hätte der SVP-Aussenpolitiker begrüsst, für
Gespräche über den Wiederaufbau des Landes sei es aber noch zu früh, wie er CH
Media mitteilte. Mitte-Nationalrätin Schneider-Schneiter (mitte, BL) fand es hingegen
wichtig, dass Cassis ein Follow-up der Ukraine-Konferenz durchgeführt habe. 

Im Anschluss an den Staatsbesuch in der Ukraine reiste Cassis weiter nach Moldawien,
um in Chișinău mit Präsidentin Maia Sandu über die Konsequenzen des Kriegs auf ihr
Land und dessen humanitäre Lage zu sprechen. 3
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Bundespräsident Alain Berset stattete der kriegsgebeutelten Ukraine im November
2023 einen Besuch ab. Berset reiste anlässlich des internationalen Gipfels für
Ernährungssicherheit nach Kiew; an diesem Treffen wurde die Notwendigkeit betont,
dass die Ausfuhr von Nahrungs- und Düngemitteln über das Schwarze Meer auf die
Weltmärkte wieder ungehindert vonstattengehen müsse.
Berset traf zudem den ukrainischen Präsidenten Wolodymyr Selenskyj und nahm an den
Gedenkfeierlichkeiten zu Ehren der Millionen Opfer teil, die im Rahmen der
Hungerkatastrophe in den Jahren 1932/1933 in der Ukraine (Holodomor) ums Leben
gekommen waren. Im Gespräch mit dem ukrainischen Präsidenten betonte Alain Berset,
dass sich die Schweiz nach wie vor solidarisch an der Seite der Ukraine positioniere und
sich «für einen umfassenden, gerechten und anhaltenden Frieden in der Ukraine»
engagiere. 4
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Gute Dienste

Nach den anfänglichen humanitären Hilfeleistungen im ersten Halbjahr 2022 setzte die
Schweiz ihr Engagement mit weiteren Hilfszahlungen und Hilfsgüterlieferungen an die
Ukraine in der zweiten Hälfte 2022 und darüber hinaus fort. 

Im August 2022 gab der Bundesrat bekannt, dass das EDA Konvois mit rund 100 Tonnen
sanitärem und medizinischem Material organisiert habe. Damit habe das
Aussendepartement seit März 2022 gemeinsam mit dem VBS mehr als 5'300 Tonnen
Hilfsgüter in die Ukraine und deren Nachbarländer geliefert. 
Eine weitere Lieferung kündigte die Schweizer Regierung zwei Monate später, Anfang
Oktober, an. Auf Ersuchen der ukrainischen Behörden werde die Schweiz Material zur
Brandbekämpfung, zur Aufbereitung von verunreinigtem Wasser und zur Beseitigung
von Schutt und Trümmern liefern. Die Hilfsgüter werden vom VBS und der Stadt Basel
gespendet, den Transport finanziere die DEZA. Die Maschinen und die weitere
Ausrüstung werden den ukrainischen Behörden übergeben, die nach einer Schulung
durch Spezialisten des Schweizerischen Korps für humanitäre Hilfe den
Weitertransport übernehmen. Laut SECO ist der Transport mit den Massnahmen der
Verordnung über Massnahmen im Zusammenhang mit der Situation in der Ukraine von
März 2022 vereinbar.

Ende des gleichen Monats nahm Bundespräsident Cassis auf Einladung des deutschen
Bundeskanzlers Olaf Scholz und EU-Kommissionspräsidentin von der Leyen in Berlin an
der «Internationalen Expertenkonferenz zum Wiederaufbau der Ukraine» teil. Den
Rahmen für die Gespräche über den nachhaltigen und inklusiven Wiederaufbau des
Landes bildete die «Lugano-Deklaration», die 2022 im Zuge der Ukraine Recovery
Conference in Lugano erarbeitet worden war. Aussenminister Cassis unterstrich, dass
sich die Schweiz unter strikter Einhaltung ihrer Neutralität entschieden engagiere und
erwähnte in diesem Kontext auch die Gespräche, welche er mit dem ukrainischen
Präsidenten Selenskyj, Premierminister Schmyhal und Aussenminister Kuleba geführt
habe. Er erklärte, dass sich die humanitäre Hilfe der Schweiz nach den Bedürfnissen
der ukrainischen Bevölkerung richte, insbesondere im Hinblick auf den anstehenden
Winter. 

Wenige Tage später beschloss der Bundesrat einen Aktionsplan für die Winterhilfe der
Schweiz in der Ukraine. Für die Finanzierung von Projekten zur Instandstellung der
Energie-Infrastruktur gab der Bundesrat zusätzlich zum bereits bestehenden
humanitären Engagement rund CHF 100 Mio. frei. Der bevorstehende Wintereinbruch
drohe aufgrund der beschädigten Energie-Infrastruktur und dem fehlenden Zugang zu
Trinkwasser rund sechs Millionen weitere Menschen auf Hilfeleistungen angewiesen zu
machen. Bundespräsident Cassis habe bei den Gesprächen mit der ukrainischen
Regierung, an denen auch Vertreterinnen und Vertreter der DEZA und des SECO
anwesend waren, Abklärungen vorgenommen, wie den Menschen in der Ukraine am
besten geholfen werden könne. Der Bundesrat gab bekannt, dass er dem Parlament
einen Nachtragskredit für zusätzliche Mittel im Umfang von CHF 76 Mio. beantragen
werde. Nachdem das Parlament den Betrag in der Wintersession 2022 bewilligt hatte,
lieferte die Schweiz Ende Dezember als Teil des umfassenden Aktionsplans des
Bundesrates weitere Hilfsgüter an den ukrainischen Zivilschutz. Die DEZA und das EDA
stellten hierfür siebzig Stromgeneratoren und vierzig Heizgeräte zur Verfügung.

Im Februar 2023, ein Jahr nach Beginn der russischen Militäraggression gegen die
Ukraine, zog der Bundesrat Bilanz über sein bisheriges Engagement. Er hielt fest, dass
die Schweiz seither über 1'000 Tonnen Hilfsgüter in die Ukraine geliefert habe und
4'765 Tonnen Nahrungsmittel in der Ukraine verkauft worden seien. Zudem hätten seit
dem 11. März 2022 über 75'000 Menschen den Schutzstatus S in der Schweiz erhalten.
Aus finanzieller Sicht habe die Schweiz bis anhin rund CHF 1.3 Mrd. für die
Hilfsmassnahmen zugunsten der Ukraine bereitgestellt, wobei CHF 1.035 Mrd. auf die
Aufnahme von Schutzsuchenden aus der Ukraine in der Schweiz entfielen. Die
Regierung zeigte sich jedoch überzeugt, dass auch weiterhin Hilfe vonnöten sein werde,
um die Situation der ukrainischen Bevölkerung zu verbessern, und beantragte dem
Parlament daher ein neues Nothilfepaket über CHF 140 Mio. für die Ukraine (CHF 114
Mio.) und Moldawien (CHF 16 Mio.). Die mit diesem Paket vorgesehene Hilfe ziele auf die
Bedürfnisse und Anfragen der beiden Staaten in Bereichen ab, in denen die Schweiz
über spezifische Expertise verfüge, beispielsweise Schutzunterkünfte, Minenräumungen
oder Reparaturen an der Infrastruktur. Die Umsetzung werde von den zuständigen
Departementen EDA und WBF übernommen, wobei diese auch CHF 48 Mio. aus den
bereits bestehenden Krediten bereitstellten. Das Parlament genehmigte im Nachtrag I
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zusätzliche CHF 92 Mio. 

Im April 2023 setzte die Schweiz die humanitären Hilfslieferungen fort, indem die
Kantone Basel-Stadt und Zürich einer NGO in Kiew fünf Ambulanzfahrzeuge spendeten.
Eine weitere Lieferung sei für Sommer 2023 geplant, gab das EDA bekannt, wobei die
DEZA in beiden Fällen für den Transport besorgt sei. Das VBS werde dem ukrainischen
Rettungsdienst zudem drei Löschfahrzeuge und fünf Tonnen Löschschaum liefern und
die Einsatzkräfte vor Ort ausbilden. 
Drei Monate später, Anfang Juli 2023, stockte die Schweiz ihre Finanzierung für den
Wiederaufbau und die Einrichtung von ukrainischen Schulen um zusätzliche CHF 5.5
Mio. auf. Damit fördere man die Wiederherstellung des Bildungsbereichs und die
Rückkehr der Kinder in die Schule, ein bedeutendes Ziel des ukrainischen Ministeriums
für Bildung und Wissenschaft. Die Unterstützung im Schulbereich sei Teil des
Hilfspakets im Umfang von CHF 140 Mio., die der Bundesrat im Februar 2023 beantragt
habe, liess das EDA in seiner Medienmitteilung verlauten. 5

1) BBl, 1994, 153ff.; Medienmitteilung BR vom 7.9.22; Positionspapier der SP Schweiz vom 6.9.22; Lib, NZZ, 4.3.22; NZZ,
7.3.22; TA, 12.3.22; So-Bli, 20.3.22; 24H, 21.3.22; Blick, 30.3.22; 24H, Blick, 24.5.22; TA, 25.5.22; NZZ, 27.5.22; So-Bli,
29.5.22; AZ, 3.9.22; LT, 6.9.22; LT, TA, 7.9.22; 24H, Lib, NZZ, Republik, TA, 8.9.22
2) AZ, 25.4.22; 24H, 26.4.22; AZ, Blick, NZZ, 27.4.22; AZ, Blick, Lib, NZZ, Republik, 28.4.22; AZ, Blick, LT, 29.4.22
3) Medienmitteilung EDA vom 20.10.22; AZ, CdT, Lib, TA, 21.10.22; NZZ, 22.10.22
4) Medienmitteilung GS EDI vom 25.11.23
5) Medienmitteilung BR vom 10.8.22; Medienmitteilung BR vom 13.4.23; Medienmitteilung BR vom 2.11.22; Medienmitteilung
BR vom 22.2.23; Medienmitteilung BR vom 23.12.22; Medienmitteilung BR vom 25.10.22; Medienmitteilung BR vom 3.7.23;
Medienmitteilung BR vom 7.10.22
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